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Königreich Preußen. 

Miniſterial⸗Erlaß, die Volksſchul⸗Leſebücher betreffend. 

Vom 9. November 1876. 
Berlin, den 9. November 1876. 

In der Eingabe vom 18. v. M. haben Ew. Hochwürden 
ſich veranlaßt gefunden, von mir eine Anordnung dahin zu er 
bitten, daß diejenigen Schulleſebücher, welche für Katholiken ſchwer 
verletzende Leſeſtücke enthalten, nicht bis zum 1. April 1877 in 
den evangeliſchen Schulen beibehalten, vielmehr unverzüglich dem 
Unterrichtsgebrauche entzogen werden. 

Ich habe Ihnen darauf zu erwidern, daß, wenn Sie die 
Verfügungen, welche ich in Betreff der Schulleſebücher bereits 
erlaſſen habe, genau geprüft hätten, Sie gefunden haben wür⸗ 
den, wie meinerſeits in der angedeuteten Richtung Alles ge⸗ 
ſchehen iſt, was irgend billiger Weiſe verlangt werden kann. 
Aus Ihrer Eingabe ſelbſt iſt nicht zu erſehen, daß Sie eine 
ſolche Prüfung vorgenommen haben. Sie nehmen nur auf eine 
Mittheilung des „Staatsanzeigers“ vom 25. Mai d. J. Bezug, 
während nach einer Anzeige meines Bureaus an dieſem Tage 
— dem Himmelfahrtstage — eine Nummer dieſes Blattes über⸗ 
haupt nicht erſchienen iſt. 

Ich verweiſe Sie hinſichtlich deſſen, was in der betreffen: 
den Angelegenheit von mir angeordnet worden iſt, auf Nr. 26 
der allgemeinen Beſtimmungen vom 15. Oktober 1872 B. 2311 
CEentralblatt für die Unterrichtsverwaltung in Preußen 1872, 
S. 594), auf die Verfügung vom 11. Dezember 1874 (ebenda⸗ 
ſelbſt Jahrgang 1875, S. 105) und die Verfügung vom 5. Mai 
d. J. lebendaſelbſt Jahrgang 1876, S. 377). In allen dieſen 
Verfügungen iſt von mir betont worden, daß die Leſebücher für 
die Volksſchule ſich von kirchlichen und politiſchen Tendenzen 
frei zu halten haben, und in der letztgedachten Verfügung insbe⸗ 
ſondere, daß Leſebücher, welche einen einſeitig konfeſſionellen Cha⸗ 
rakter tragen, zu beſeitigen, ja daß die Beſeitigung baldmög- 
Lich ft anzuordnen und jedenfalls bis zum 1. April 1878 durchzu⸗ 
führen fei. Damit iſt meinerſeits geſchehen, was irgend möglich. 

In derſelben Verfügung habe ich den Provinzialſchulkolle⸗ 
gien die Ermächtigung ertheilt, für einzelne Provinzen die Ein⸗ 
führung beſtimmter Ausgaben einzelner Leſebücher, da, wo ſie 


beantragt wird, in evangeliſche Schulen zu geſtatten, gleichzeitig den Piarrer zum b. Lambertus, He 


aber dieſe Behörden veranlaßt, den Herausgebern dieſer Bücher 
eine nochmalige Durchſicht der religionsgeſchichtlichen Auſſätze zur 


Pflicht zu machen, den Plan für neue Ausgaben ſelbſt zu prüfen 
und auch dabei, wie überhaupt bei allen Leſebüchern, 
darauf zu achten, daß Alles fern bleibe, was etwa die Angehö⸗ 
rigen anderer Konfeſſionen verletzen könnte. 

Ich darf zu der Gewiſſenhaftigkeit und Sorgfalt der Pro⸗ 
vinzialbehörden das volle Vertrauen hegen, daß dieſen meinen 
Anordnungen Folge geleiſtet wird, und finde mich zu einer wei⸗ 
teren Verfügung in der Sache deshalb nicht veranlaßt. Am 
wenigſten kann ich einen ſolchen Anlaß aus den Anführungen 
Ihrer Eingabe vom 18. v. M. entnehmen, wonach ohne Angabe 
eines beſtimmten Buches ohne Bezeichnung der Ausgabe und der 
Seitenzahl, wo die angeblich verletzende Stelle zu finden, ohne 
Angabe der Schulen, wo das betreffende Buch eingeführt iſt, 
von einer Anzahl von Leſebüchern, welche Sie lediglich mit den 
elf Namen ihrer Herausgeber ganz allgemein erwähnen, behaup⸗ 
tet wird, es ſeien „in mehr oder minder ſcharfer Ausführung“ 
darin neun von Ihnen als für Katholiken verletzend bezeichnete 
Sätze ausgeſprochen. Ich bin demnach gar nicht in der Lage, 
zu unterſuchen, ob dieſe Ihre Behauptung richtig iſt, und kann 
Ihnen nur überlaſſen, dem Schulkollegium derjenigen Provinz, 
in deren Schulen ein Leſebuch wirklich eingeführt ift, über deſ⸗ 
ſen Inhalt Sie glauben Beſchwerde führen zu können, davon 
in ſpeziell begründeter Form Anzeige zu machen. Dann muß, 
dann aber erſt kann auch nach den von mir ertheilten Weiſun⸗ 
gen gehörig geprüft werden, ob Ihre Beſchwerde gehörig begrün⸗ 
det iſt und in der That eine Verletzung der von mir getroffenen 
Anordnungen vorliegt. Schon jetzt freilich will ich Ihnen nicht 
vorenthalten, wie ich in einem für evangeliſche Schulen beſtimm⸗ 
ten Leſebuche einen Satz, wie den unter Nr. 9 hervorgehobenen, 
„daß Luthers Reformationswerk Heil und Segen über Deutſch⸗ 
land gebracht habe,“ für vollberechtigt erachte und eine von Ih⸗ 
nen auch darin gefundene tadelnswerthe Verletzung anderer 
Glaubensgenoſſen unter allen Umſtänden nicht erkenne. Ew. 
Hochwürden wollen die Mitunterzeichner der Eingabe vom 18. 
v. M., ſowie die ſämmtlichen Pfarrer, welche Ihnen zur Ein⸗ 
reichung derſelben Auftrag ertheilt haben, von dieſer Verfügung 
Mittheilung machen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc Angelegenheiten. 
Falk. 


. ven Stadtdechauten 
Kappen, Hochwürden zu Münſter. 


3 Preußen: Handſchriften u. alte Druckwerke in Schulbiblioth. V. 14 Aug. 1876. 


Preußen: Dienſtanſchläge der Schulſtellen. Verf. vom 5 Oktober 1876. 4 


Miniſterial⸗Erlaß, die Berichte über Handſchriften und alte Druck⸗ 
werke in Schulbibliotheken betreffend. Vom 14. Auguſt 1876. 
Berlin, den 14. Auguſt 1876. 

Das Königliche Provinzial-Schulkollegium hatte ich unter 

dem 20. November 1874 aufgefordert, den Schulanſtalten Sei⸗ 


nes Reſſortes die Anregung zur Abfaſſung und demnächſtigen 
Veröffentlichung von Berichten über ihre Bibliotheken zu geben. 
Nachdem in Folge deſſen eine größere Anzahl von höheren 


Schulen derartige Berichte publizirt hat, habe ich Veranlaſſung 
genommen, dieſelben einer Prüfung von ſachverſtändiger Seite 
unterziehen zu laſſen. Hierbei hat ſich ergeben, daß der innere 


Werth und die äußere Einrichtung der einzelnen Veröffentli⸗ 


chungen ungleichartig ſind und hierdurch die Benutzung der 
verſchiedenen Arbeiten erſchwert wird. 
der für den Zweck gebotenen Ausführlichkeit oder der erforder: 
lichen Genauigkeit der Angaben. Trotzdem muß ich es als ſehr 
wünſchenswerth bezeichnen, daß auch von Seiten derjenigen 
Schulanſtalten, welche derartige Berichte noch nicht veröffentlicht 
haben, dem Vorgange der übrigen gefolgt werde. 

Für dieſe Fortſetzungen ſcheint es zur vollſtändigeren Errei⸗ 
chung des erſtrebten Zweckes räthlich, den betreffenden Schul⸗ 
anſtalten die Beobachtung der folgenden Grundſätze anzuempfehlen. 

1) Die Angabe und Beſchreibung von Druckwerken wird 
ſich in der Regel auf die Hervorhebung der wirklichen Inkuna⸗ 


beln und der vor Beginn der zweiten Hälfte des 16. Jahrhun⸗ 


derts gedruckten Bücher beſchränken können. In wie fern ein⸗ 
zelne Flugſchriften von beſonderem Intereſſe oder andere ſeltene 
Druckſachen eine ſpezielle Erwähnung verdienen, kann der Er⸗ 
wägung des einzelnen Falles überlaſſen bleiben. Die Aufzäh⸗ 
lung der einzelnen Bücher wird beſſer nach Fächern als nach 
dem Druckjahre erfolgen. 

2) Von allen vorhandenen Handſchriften iſt das Format 
und die Blattzahl, ſowie, wenigſtens nach einer annähernden 
Schätzung, die Zeit ihrer Entſtehung anzugeben. 

3) Wenn eine Handſchrift ſchon gedruckt oder anderweitig 
beſchrieben und benutzt iſt, wird darauf hingewieſen werden 
müſſen. Wenn es nicht bekannt iſt, ob ſie ſchon publizirt ſind, 
müſſen bei Urkunden das Datum, der Ausſtellungsort und eine 
ſummariſche Inhaltsangabe, bei den übrigen Handſchriften deren 
Anfangs: und Schlußworte angegeben werden. 

4) Meßbücher und Breviere eingehend zu beſchreiben, iſt 
im Allgemeinen überflüſſig; doch iſt darauf zu achten, ob in 
denſelben beiläufig geſchichtliche Nachrichten enthalten find. Be⸗ 
ſonders hohes Alter, kalligraphiſche Schönheit oder maleriſche 
Ausſtattung ſind beſonders hervorzuheben. 

5) Falls eine Handſchrift zwar beachtenswerth erſcheint, der 
mit der Aufſtellung des Berichtes betraute Lehrer aber nicht im 
Stande iſt, über ſie genügende Nachricht zu geben, ſo iſt die— 
ſelbe mir einzuſenden, damit ich eine ſachverſtändige Unterſu⸗ 
chung veranlaſſe. 


6) Bei Programmen, welche Veröffentlichungen der fragli⸗ 


chen Art enthalten, iſt dies auf dem Titelblatte beſonders zu 


bemerken. Bei der Beſchreibung von umfänglichen Bibliotheken 


empfiehlt ſich die Aufnahme in eine beſondere Beilage. 
Das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium veranlaſſe ich, 


die Schulanſtalten Seines Reſſortes mit entſprechenden Weiſun⸗ 


gen zu verſehen. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
: An Im Auftrage: Greiff. 
ſämmtliche Königliche Provinzial⸗Schukollegien. 
U. I. 4391. 


Einige entbehren auch 


Miniſterial⸗Erlaß, die Ertheilung und Leitung des katholiſchen 
Religionsunterrichtes in den Volksſchulen betreffend. 
Vom 8. November 1876. 
Berlin, den 8. November 1876. 

Auf die von Ew. Hochwürden und dem Domkapitular Klein 
in Paderborn in Gemeinſchaft mit anderen Geiſtlichen der Diö— 
zeſen Münſter und Paderborn an mich gerichteten Eingaben vom 
16. und 19. v. M. eröffne ich Ihnen Folgendes: 

Die durch meinen Erlaß vom 18. Februar d. Is. getrof- 
fenen Anordnungen bezüglich der Ertheilung und Leitung des 
katholiſchen Religions-Unterrichtes in den Volksſchulen gründen 
ſich durchweg auf die desfallſigen Beſtimmungen der Verfaſ⸗ 
ſungsurkunde vom 31. Januar 1850 und der Landesgeſetze. 
Wenn Euer Hochwürden in der Eingabe vom 16. v. M. eine 
prinzipielle Stellung zu der beregten Frage einnehmen zu müſ⸗ 
ſen geglaubt haben, welche der der Staatsregierung geradezu 
entgegengeſetzt iſt, fo entbehrt dieſe Auffaſſung eines jeden Nach: 
weiſes geſetzlicher Unterlagen, und ich bin daher nicht in der 
Lage, dem Schlußantrage der Eingabe vom 16. v. M. Folge 
zu geben. Uebrigens kann ich zur Sache nur auf die ſeitens 
der Staatsregierung in den beiden Häuſern des Landtages und 
in den Kommiſſionen derſelben wiederholt abgegebenen Erklä⸗ 
rungen verweiſen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
An Falk. 


den Pfarrer zum h. Lambertus, Herrn Stadt⸗ 
dechanten Kappen Hochwürden in Münſter. 


Verfügung des Königlichen Konſiſtoriums zu Hannover, das Läu⸗ 

ten durch die Küſter betreffend. Vom 21. Oktober 1876. 

Hannover, den 21. Oktober 1876. 

Auf den Bericht vom 2. d. M., betr. Dienſtanſchlag der 
Schulſtelle zu N., erwidern wir Ihnen bei Rückgabe der Anla⸗ 
gen Folgendes: Zu den Dienſtleiſtungen des Küſters, für welche 
er die Intraden des Küſterdienſtes bezieht, gehört auch das Läu⸗ 
ten ſowohl zu den öffentichen Gottesdienſten, als auch, ſoweit 
es herkömmlich iſt, zu anderen Kultushandlungen, jedoch nur 
in dem Maße, als er daſſelbe in eigener Perſon verſehen kann 
und als dadurch ſeine ſonſtigen Amtspflichten, namentlich auch 
als Schullehrer, nicht weſentlich beeinträchtigt werden. Wo 
letzteres der Fall iſt, oder wo eine Perſon zur Beſorgung des 
Geläutes nicht ausreicht, hat der Küſter Anſpruch auf Entſchä— 
digung für anderweite Ausrichtung jenes Geſchäftes, bezw. Ab⸗ 
ſetzung der betreffenden Koſten im Dienſtanſchlage, vergl. das 
Reſkript vom 6. Juli 1874. Wir veranlaſſen Sie, demnach 
das Weitere wahrzunehmen und wegen anderweitiger Feſtſetzung 
des Dienſtanſchlages Ihren Bericht uns zu erſtatten. 
Königliches Konfiftorium. 


An 
die Herren Kirchenkommiſſarien zu N. 


Verfügung des Königlichen Konſiſtoriums zu Hannover, die Dienſt⸗ 
anſchläge der Schulſtellen betreffend. Vom 5. Oktober 1876. 

Hannover, den 5. Oktober 1876. 

| Anbei geben wir Ihnen die Anlagen des Berichtes vom 
27. v. M., betreffend Verbeſſerung der Schulſtelle in N., zurück 
und veranlaſſen Sie, über die Feſtſetzung des Dienſtanſchlages 
ordnungsmäßig mit dem Schulvorſtande zu verhandeln. Es iſt 
dabei davon auszugehen, daß augenblickliche Pachtpreiſe für den 
Dienſtanſchlag nicht maßgebend, daß Wittwenkaſſen-Beiträge 
den abzuſetzenden Laſten nicht zuzuzählen find, und die Grunde 
ſteuer in Abſatz zu bringen iſt, falls fie nicht bei Veranſchla⸗ 
gung der Grundſtücke berückſichtigt fein ſollte. Von einer Ta⸗ 


5 Preußen: Verſäumniſſe der Handarbeitsſtunden. Vom 16. Auguſt 1876. 


Preußen: Regulativ für die evaugeliſch⸗lutheriſchen Volksſch. V. 6. März 1876. 6 


ration auf Koſten der Gemeinde iſt nach dem Gegenwärtigen | 


Abſtand zu nehmen. Wir ſehen danach Ihren motivirten An⸗ 
trägen entgegen. 


9 Königliches Konfiftorium. 
die Herren Kirchenkommiſſarien zu N. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Frankfurt, die Verſäum⸗ 

niſſe der Handarbeitsſtunden betreffend. — 16. Auguſt 1876. 
Frankfurt, den 16. Auguſt 1876. 

Nach Maßgabe der Allgemeinen Verfügung des Herrn Mi⸗ 


niſters der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinalangelegenheiten 


vom 15. Oktober 1872 bildet der Unterricht in weiblichen 
Handarbeiten einen integrirenden Theil des obliga: 
toriſchen Volksſchulunterrichtes. Demgemäß iſt derſelbe 
durch unſere Verordnung vom 28. Febr. 1874 (Deutſche Schulg.⸗ 


Samml. Jahrg. 1874, Nr. i i e tand | : } 3 
Sabrg ff ſätzlicher Oppoſition und gefliſſentlicher Vernachläſſigung des 


für die Volksſchulen des Bezirkes erklärt und in den Lehrplan derſel⸗ 


ben eingefügt worden, und kann es keinem Zweifel unterliegen, daß, 


wie es auch in der angezogenen Verordnung unter Nr. 11 ausdrück⸗— 
lich beſtimmt iſt, Verſäumniſſe der Handarbeitsſtunden 
ebenſo zu behandeln und entſprechend der Verordnung 
vom 24. März 1853 (Amtsbl. S. 133) und der Polizei⸗ 
verordnung vom 1. Febr. 1867 (Amtsbl. S. 47) ebenſo 
zu beſtrafen ſind, wie die ſonſtigen Schulverſäumniſſe, 
ſofern nicht etwa nach den beſtehenden Schulverordnungen eine 
Dispenſation eingetreten iſt oder giltige Entſchuldigungen der 
Verſäumniß vorliegen. Gleichwohl iſt neuerdings der Fall vor- 
gekommen, daß eine vom Polizeiverwalter für Verſäumniß des 


Handarbeitsunterrichtes feſtgeſetzte Strafe durch richterliches r- 


kenntniß der erſten Inſtanz aufgehoben worden iſt, weil als nach— 
gewieſen angenommen wurde, daß dem betreffenden Mädchen 
der nothwendige Unterricht in weiblichen Handarbeiten im Hauſe 
ertheilt werde, und weil der Polizeirichter dafürzhielt, daß unter 
dieſen Umſtänden nach §. 1 der Verordnung vom 24. März 1853 


für das qu. Mädchen die Theilnahme am öffentlichen Unterrichte 
nicht obligatoriſch und die Verſäumniß deſſelben nicht ſtrafbar ſei. 


Auf unſere Veranlaſſung ſind jedoch die Polizei-Anwalte von 


der zuſtändigen Stelle aus angewieſen worden, wenn derartige 


Erkenntniſſe fernerhin ergehen ſollten, Rekurs einzulegen, 
und zweifeln wir nicht, daß der Richter der höheren Inſtanz die⸗ 
ſelben aufheben und unſerer Auffaſſung beitreten wird, daß auch 
in Fällen der gedachten Art die Verſäumniß des Handarbeits⸗ 
Unterrichtes ſtrafbar iſt. Denn Eltern oder Pfleger, welche nicht 
nachzuweiſen vermögen, daß ſie den erforderlichen, d. i. den ges 


ſammten nach Maßgabe der Schulverordnungen nothwendigen 


obligatoriſchen Schulunterricht ihren Kindern im Hauſe zu ge⸗ 
währen im Stande find und wirklich verſchaffen, find ſchuldig, 
fie in die öffentliche Schule zu ſchicken, wo fie am geſammten 


Unterrichte Theil nehmen müſſen. Der obligatoriſche Charakter 
des Schulunterrichtes kann niemals partiell, d. h. für einen ein⸗ 


zelnen Lehrgegenſtand, erlöſchen, wenn vorgegeben oder auch 
nachgewieſen wird, daß hinſichtlich Dieſes das Haus Ausreichen⸗ 
des gewähre. 

Hiernach haben Ew. Hochwürden und Hochehrwürden, un: 
beirrt durch etwaige nach der einen oder anderen Richtung hin 
erfahrene Mißerfolge, die Verſäumniſſe des Handarbeits- 
Unterrichtes fortgeſetzt ebenſo zu behandeln, wie fon- 
ſtige Schulverſäumniſſe. Je mehr nach vielfältigen uns 
zugegangenen Spezialberichten namentlich in den Kreiſen der 
ländlichen Bevölkerung die Neigung obwaltet, die ſchulpflichtigen 
Mädchen dem genannten integrirenden Theile des obligatoriſchen 


Schulunterrichtes zu entziehen, deſto ſtrenger iſt darauf zu halten, 
daß die Abſentenliſten von den Lehrerinnen nach Maßgabe der 


Beſtimmung unter Nr. 10 der Verordnung vom 28. Februar 


1874 ſorgfältig geführt, die Verſäumniſſe des Handarbeitsunter⸗ 
richtes in die monatlich einzureichenden Verſäumnißliſten von 
den Lehrern genau eingetragen und auf Grund der letzteren die 
nothwendigen Strafanträge regelmäßig geſtellt werden. Bei der 
Entſcheidung, die Sie als Schulinſpektor zu treffen und in die 
Verſäumnißliſte gehörigen Ortes einzutragen haben, ob die Ver⸗ 
ſäumniß als entſchuldigt anzuſehen ſei oder nicht, wollen Sie 
es jederzeit als erſchwerenden Umſtand anſehen, wenn die 
ſonſtigen Lehrſtunden an dem betreffenden Schultage beſucht wor⸗ 
den ſind und die Verſäumniß nur auf den Handarbeitsunterricht 
ſich erſtreckt hat. Da in dieſen Fällen die Vermuthung dafür 
ſpricht, daß ein als triftig anzuerkennender Behinderungsgrund 
nicht vorhanden war, daß vielmehr die Verſäumniß aus grund⸗ 


Handarbeitsunterrichtes erfolgte, ſo wird die etwa vorgebrachte 
Entſchuldigung in der Regel nicht zu acceptiren, vielmehr der 
Strafantrag zu ſtellen ſein. Sollte derſelbe nicht den nach 
Ihrem Erachten wünſchenswerthen und im Intereſſe der Sache 
nothwendigen, ſowie durch die beſtehenden Verordnungen indi⸗ 
zirten Erfolg haben, ſo iſt in jedem einzelnen Falle ungeſäumt 
an uns Anzeige zu erſtatten, und können Ew. Hochwürden und 
Hochehrwürden Sich verſichert halten, daß wir Ihre Bemühun⸗ 
gen nach Möglichkeit unterſtützen und die nach den Umſtänden 
zuläſſige Vermittelung in wirkſamſter Weiſe werden eintreten 
laſſen, um begründeten Beſchwerden Abhilfe zu verſchaffen. 
Königliche Regierung; 
Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 


u 
ſämmtliche Herren Kreis- und Lokal⸗Schulinſpektoren. 


Regulativ für die evangeliſch⸗lutheriſchen Volksſchulen der Stadt 
Göttingen. Vom 6. März 1876. 

Zur Reorganiſation des lutheriſchen Volksſchulweſens der 
Stadt Göttingen werden unter verfaſſungsmäßiger Mitwirkung 
der ſtädtiſchen Kollegien und des Schulvorſtandes der lutheri⸗ 
ſchen Schulgemeinden zu Göttingen folgende Beſtimmungen er⸗ 
laſſen (§. 28 und 29 des Geſetzes über Kirchen- und Schulvor⸗ 
ſtände vom 14. Oktober 1848): 

§. 1. Auf das lutheriſche Volksſchulweſen in der Stadt 
Göttingen finden die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften unter 
den aus den folgenden §§. fic) ergebenden Abweichungen und 
näheren Beſtimmungen Anwendung. 

8.2. Schulverband. 
(§. 12 ff. des Voksſchulgeſetzes). 

Die Stadt Göttingen bildet hinſichtlich des lutheriſchen 
Volksſchulweſens Einen Schulverband. 

Die bisherigen 5 Volksſchulen werden zu einer lutheriſchen 
Volksſchule vereinigt; daneben wird eine Bürgerſchule errichtet, 
welche nach dem Plane für Mittelſchulen (Miniſterial⸗Ausſchrei⸗ 
ben vom 15. Oktbr. 1872) arbeitet. 

Beide Anſtalten nehmen die Kinder anderer Konfeſſionen 
auf, ſorgen aber, abgeſehen von der Gewährung der Schullo⸗ 
kalitäten, nicht für die Befriedigung der beſondern religiöſen Be⸗ 
dürfniſſe derſelben. 

§. 3. Oberaufſicht. 

Das Oberaufſichtsrecht wird vom Königlichen Kultus - Mi: 
niſterium, inſoweit deſſen Entſcheidung nach den geſetzlichen Be- 
ſtimmungen und allgemeinen Reſſortverhältniſſen erforderlich iſt, 
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übrigens aber von dem Königlichen Konſiſtorium zu Hannover | 


ausgeübt. 

Was den Umfang dieſes Oberaufſichtsrechtes anbetrifft, ſo 
wird das Königliche Konſiſtorium daſſelbe bis auf Weiteres nur 
nach den im §. 2 der Königlichen Verordnung vom 19. Mai 
1859 bezüglich der Oberaufſicht über die zu den Volks- und ge⸗ 
lehrten Schulen nicht gehörenden Schulen gegebenen Vorſchrif— 
ten ausüben, ſoweit nicht in dieſem Regulative ſpeziellere des⸗ 
fallſige Beſtimmungen getroffen ſind. 

F. 4. Schulvorſtand. 

Der den Schulverband vertretende Schulvorſtand (§. 26 
und 27 des Kirchen- und Schulvorſtandsgeſetzes) wird folgender: 
maßen zuſammengeſetzt: 

I. aus zwei Mitgliedern des Magiſtrats. 
II. aus zwei Mitgliedern des Bürgervorſteher-Kollegiums. 

III. aus zwei von dem geiſtlichen Stadt-Miniſterium ge⸗ 

wählten Geiſtlichen, deren Verhältniß zum Dirigenten 
durch eine beſondere Inſtruktion geordnet werden wird. 

IV. aus dem Dirigenten der beiden Schulen. 

Die unter I. und II. genannten Mitglieder des Schulvor⸗ 
ſtandes werden von den ſtädtiſchen Kollegien auf ein Jahr ge⸗ 
wählt, ſind nach Ablauf dieſes Jahres wieder wählbar und 
ſind als ſtillſchweigend wieder gewählt zu betrachten, wenn bei 
Ablauf ihres Dienſtjahres eine Neuwahl nicht erfolgt. 

Ueber die Lokal⸗Schul⸗Inſpektion iſt das Erforderliche nach 
den beſtehenden Geſetzen, insbeſondere nach dem Geſetze vom 
11. März 1872 anzuordnen. 

§. 5. Den Vorſitzenden des Schulvorſtandes und den Stell: 
vertreter deſſelben wählt der Schulvorſtand bis auf Weiteres 
aus ſeiner Mitte. Der Vorſitzende beſtimmt Zeit und Ort der 
monatlichen und außerordentlichen Sitzungen und erläßt an die 
übrigen Mitglieder die Einladungen. 

Beſchlüſſe des Schulvorſtandes können nur in ſolchen Sit⸗ 
zungen deſſelben gefaßt werden, zu welchen alle Mitglieder ge: 
laden und mindeſtens fünf derſelben erſchienen ſind. Bei Stim⸗ 
mengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


§. 6. Zuſtändig keiten des Schulvorftandes. 


Ueber die Rechte und Pflichten des Schulvorſtandes gelten 
neben den allgemeinen geſetzlichen folgende beſondere Beftim: | 


mungen: 

1) Der Schulvorſtand hat auf Grund der Vorſchläge des 
Dirigenten der Anſtalten über die Lehr- und Stundenpläne und 
die Einführung der Lehrbücher nach Maßgabe der beſtehenden 
Vorſchriften das Erforderliche wahrzunehmen. 

2) Er hat zur Förderung des Schulweſens den Unterricht, 
die Lehrmethode, die in den Schulen von den Lehrern zu übende 
Disziplin ſowie den Wandel der Lehrer — auch außerhalb ih— 
rer dienſtlichen Verhältniſſe — zu überwachen, und erforderli⸗ 


chen Falles feine Anträge bei den betreffenden Vorgeſetzten zu 


ſtellen. Min deſtens einmal im Jahre ſoll der Schulvor⸗ 
ſtand durch zwei aus ſeiner Mitte zu wählende Mitglieder und 
den an der betreffenden Schule fungirenden Geiſtlichen bezw. 
Lokal⸗Schulinſpektor die Schulen beſuchen laſſen. 

Der Dirigent der Anſtalten hat der Viſitation beizuwoh⸗ 
nen. Ueber den Vefund der letzteren haben die Deputirten ei⸗ 
nen Bericht unter ſpezieller Hervorhebung der etwa entdeckten 
Mängel zu den Akten zu bringen. 

3) Beſchwerden über Lehrer und deren Betragen hat der 
Schulvorſtand zu inſtruiren, und ſoweit es innerhalb ſeiner Zu⸗ 
ſtändigkeit geſchehen kann, zu erledigen, ſonſt aber zur geeigneten 
Verfügung dem Königlichen Konſiſtorium berichtlich vorzulegen. 


4) Der Schulvorſtand hat den Betrag der Schulgelder feſt— 
zuſtellen. Erhöhungen über den bisherigen Betrag bedürfen der 
Genehmigung des Königlichen Konſiſtoriums. 

5) Der Schulvorſtand beſtimmt die Gehalte und Penſionen 
der Lehrer innerhalb der im §. 12 feſtgeſtellten Grenzen und 
hat bei der Anſtellung der Lehrer nach Maßgabe der unter $. 13 
getroffenen Beſtimmungen mitzuwirken. 

6) Der Schulvorſtand entſcheidet über Geſuche um Erlaß 
oder Ermäßigung des Schulgeldes. 

7) Der Schulvorſtand hat ſpäteſtens 4 Wochen vor Beginn 
des Rechnungsjahres das Budget der Schul⸗Kaſſe zu entwerfen 
und feſtzuſtellen. 

8) Nicht minder hat er jährlich die abgelegten Rechnungen 
der Schul⸗Kaſſe, nachdem dieſelben von einem dazu beauftrags 
ten Reviſor nachgeſehen und deſſen Erinnerungen aufgeſtellt 
ſind, einer Super-Reviſion zu unterwerfen, mit welcher ein oder 
mehrere Mitglieder des Schulvorſtandes zu beauftragen ſind. 
Sodann hat derſelbe dahin zu ſehen, daß die geſtellten Erin⸗ 
nerungen erledigt werden und, wenn dies geſchehen iſt, dem 
Rechnungsführer Decharge zu ertheilen. Ebenſo hat der Schul- 
vorſtand nach den unten folgenden Beſtimmungen die viertel— 
jährige Reviſion der Schulkaſſe vorzunehmen. 

9) Dem Schulvorſtande ſteht die Anſchaffung und Ueber⸗ 
wachung der Schulbibliothek und der Schul-Utenſilien zu. 

§. 7. Stellung des Magiſtrats zum Schulver⸗ 
bande. 

Der der Stadt obliegende jährliche Bedürfnißzuſchuß zu 
den beiden Schulanſtalten unterliegt der Bewilligung der ftäd- 
tiſchen Kollegien. 

Der Magiſtrat der Stadt Göttingen hat dagegen das Recht, 
von dem Zuſtande der lutheriſchen Schulen zu jeder Zeit 
Kenntniß zu nehmen und darüber Auskunft vom Schulvorſtande 
zu verlangen. 

Ohne Aufforderung find dem Magiſtrate mitzutheilen: 

1) das Reſultat der vierteljährigen Reviſionen der Schulkaſſe, 

2) die revidirten und monirten Schulkaſſen⸗Rechnungen, 

3) halbjährig eine Angabe der Zahl der in jeder Schule 
und in jeder Klaſſe vorhandenen Schüler und Schülerinnen. 
| $.8 Schulkaſſe und Nebnungsführung. 
| Alle dem Schulverbande obliegenden Ausgaben werden 
aus der Schulkaſſe beſtritten, in welche neben den Schulgeldern 
| ſämmtliche ordentliche und außerordentliche Einnahmen des 
Schulverbandes, ſowie die von den ſtädtiſchen Kollegien bewil: 
ligten Zuſchüſſe fließen. 
| §. 9. Die Verwaltung und Rechnungsführung der Schul: 
kaſſe wird einem vom Schulvorſtande auf Kündigung anzuſtel⸗ 
lenden Rechnungsführer übertragen, welcher eine von dem letz— 
teren zu beſtimmende Kaution zu leiſten hat. 

Hinſichtlich der Rechnungsführung, der Ablage der Rech: 
nungen und deren Monitur finden die rückſichtlich der ftädti- 
ſchen Rechnung durch die Städte-Ordung und das Ortsſtatut 
der Stadt Göttingen aufgeſtellten Beſtimmungen analoge Ans 
wendung, ſoweit die folgenden 88. keine Abweichung ergeben. 
| 8.10. Es findet bei der Schulkaſſe am Schluſſe jedes 
| Vierteljahres eine Kaffen-Revifion ftatt, zu deren Vornahme der 
| 
| 


Schulvorſtand zwei feiner Mitglieder erwählt. 
Von dem vorgefundenen Geldvorrathe bleiben, außer in 
den Fällen nahe bevorſtehender Verausgabung, nicht über 600 
| Mark in der Kurrent⸗Kaſſe, das Uebrige wird als ein Reſerve— 
| fond deponirt. Zu dem Depoſitenſchranke, welcher mit drei ver⸗ 
ſchiedenen immer nur mit dem betreffenden Schlüffel zu öffnen— 
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den Schlöſſern verwahrt ſein muß, führen die mit den viertel⸗ 


jährigen Kaſſen⸗Reviſionen beauftragten Mitglieder des Schul— 
vorſtandes und der Rechnungsführer je einen Schlüſſel. 

Bis auf Weiteres wird dieſer Depoſitenſchrank, in welchem 
auch die der Schulkaſſe gehörenden Werthpapiere verwahrlich 
niederzulegen ſind, auf dem Rathhauſe aufbewahrt. 

Etwaige Ueberſchüſſe der Schulkaſſe werden, ſolange noch 
verzinsliche Schulden vorhanden find, zu deren Abtragung fo- 
fort und ſobald thunlich verwendet, ſonſt aber, ſobald die Ent⸗ 
behrlichkeit dieſer Summen rückſichtlich der laufenden Ausgaben 
feſtſteht, und zwar bis dahin, daß ſich eine Ausleihung zu hö⸗ 
herem Zinsfuße möglich machen läßt, bei der hieſigen ſtädtiſchen 
Sparkaſſe verzinslich belegt. Bei anderweiten Ausleihungen 
ſollen diejenigen Vorſchriften maßgebend fein, welche rückſicht⸗ 
lich der Ausleihung aus Kirchen-Aerarien beſtehen. 


8. 11. 
gendergeſtalt. 


Späteſtens bis zur Mitte jeden Quartals hat der Dirigent 
der Schulen ein genaues Verzeichniß der dieſelben beſuchenden 


Schüler unter Angabe des Namens der Eltern oder Vormün— 


der nach Klaſſen abgetheilt dem Rechnungsführer der Schulkaſſe 


einzureichen. 
Der Rechnungsführer erläßt ſofort nach Empfang der Ver- 


zeichniſſe in der amtlichen Zeitung eine Aufforderung zur Zah: | 


lung unter Angabe der Geſchäftsſtunden und des Lokales, wo 
er die Zahlungen in Empfang nimmt. Zu gleicher Zeit eröff⸗ 
nen die Lehrer den Schulkindern, daß, wo und zu welcher Zeit 
die Zahlung des Schulgeldes geſchehen müſſe. Ein Verzeichniß 
derjenigen Zahlungspflichtigen, welche 14 Tage vor Ablauf des 


Quartales noch nicht gezahlt haben, reicht Rechnungsführer beim 
hieſigen Magiſtrate ein, welcher durch einen ſeiner Unterbedien⸗ 


ten die Reſtanten anmahnen läßt. Für die Anmahnung hat 
jeder Reſtant eine Gebühr von 10 Pf. zu entrichten, welche zur 
Hälfte dem anmahnenden Unterbedienten, zur Hälfte der Schul⸗ 
kaſſe zufällt. 

Diejenigen Reſtanten, welche beim Ablaufe des Quartales 
noch nicht gezahlt haben, zeigt Rechnungsführer dem Magi⸗ 
ſtrate an, welcher alsdann die Reſte auf dem Verwaltungswege 
exekutiviſch beitreiben läßt. 

§. 12. Lehrergehalte. 

Die Gehalte der Lehrer an beiden Schulanſtalten werden 
nach ihren Minimal- und Maximalbeträgen durch eine gemein⸗ 
ſchaftliche Gehaltsſkala vom Schulvorſtande beſtimmt, welche 
durch Magiſtrat und Bürgervorſteher zu genehmigen iſt. 


Remunerationen ſoll der Schulvorſtand zwar bewilligen 


können, jedoch nur in Nothfällen und wenn die Kräfte der 
Schulkaſſe dies geſtatten. 
§. 13. Anſtellung der Lehrer. 

Zur Beſetzung vakanter Lehrerſtellen werden, ſoweit nicht 
Rechte Dritter ein Anderes erforderlich machen, von dem Schul- 
vorſtande zwei oder drei geeignete Perſonen dem Magiſtrate der 
Stadt Göttingen in Vorſchlag gebracht, welcher aus ihnen den 
anzuſtellenden Lehrer wählt. 

Die Beſtätigung erfolgt von Königlichem Konſiſtorium, 
ſoll indeſſen nicht verſagt werden, wenn Befähigung und Sitt⸗ 
lichkeit des Gewählten genügend nachgewieſen ſind. 


Bei Verweigerung der Beſtätigung ſind die Gründe anzugeben. 


Göttingen, den 6. März 1876. 
Der Magiſtrat. Der Schulvorſtand. 
Merkel. Dr. Hildebrand. 


Die Einforderung dieſer Schulgelder geſchieht fol- 


Vorſtehendes Regulativ vom 6. März 1876 iſt von uns 
genehmigt. : 
Hannover, den 10. April 1876. 
Königlich Preußiſches Konſiſtorium, 
Abtheilung für Volksſchulſachen. 
Boedeker. 


(L. S.) 


Statut des Preußiſchen Beamten » Vereins. 

und 29. Oktober 1875. 

Auf den Bericht vom 19. Oktober d. Je will Ich dem mit 
dem Sitze zu Hannover zu errichtenden 

Preußiſchen Beamten-Vereine, 
unter Genehmigung des zurückerfolgenden Statuts vom 7. Sep⸗ 
tember 1875, hierdurch die Rechte einer juriſtiſchen Perſon 
verleihen. 
Berlin, den 29. Oktober 1875. 
Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


Vom 7. September 


Dr. Leonhardt. 


An 
die Miniſter des Innern und der Juſtiz. 


Abſchnitt I. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
§. 1. Zweck des Vereins. 

Der Zweck des auf Gegenſeitigkeit begründeten Preußiſchen 
Beamten⸗Vereins beſteht in der Förderung der materiellen In⸗ 
tereſſen des Beamtenſtandes. 

Der Verein beginnt ſeine Thätigkeit mit einer Lebens⸗ und 
mit einer Kapitalverſicherungsabtheilung. Die näheren Be⸗ 
ſtimmungen über dieſe beiden Abtheilungen werden durch ein 
von dem Gründungs⸗Komitee zu erlaſſendes, demnächſt der Re⸗ 
viſion durch den Verwaltungsrath unterliegendes Reglement 
geordnet. 

Die weitere Ausdehnung der Vereinsthätigkeit auf andere 
Arten der Verſicherung, ſo wie auf andere zur Förderung des 
Vereinszweckes geeignete Unternehmungen bleibt der Beſchluß⸗ 
nahme der Generalverſammlung und, ſo weit eine ſolche er⸗ 
forderlich, der landesherrlichen Genehmigung vorbehalten. 


§. 2. Sitz des Vereins. 

Der Verein hat ſeinen Sitz in Hannover. 

§. 3. Mitgliedſchaft. 

Berechtigt zur Aufnahme in den Verein ſind: 

1) die unmittelbaren und mittelbaren deutſchen Reichsbeamten, 

2) die preußiſchen Staats-, ſtändiſchen und Kommunalbeamten, 

3) die innerhalb der Deutſchen Reichslande und des preußiſchen 
Staates angeſtellten Kirchen- und Schuldiener, 

4) die bei der Verwaltung des Vereins angeſtellten Beamten, 

5) die auf Ruhegehalt oder Wartegeld geſetzten Perſonen der 
unter Nr. 1 bis 4 aufgeführten Klaſſen. 

Die Zulaſſung anderer Beamtenklaſſen (Beamte der Deutſchen 
Bundesſtaaten, der ſtändiſchen und kommunalen Korporationen 
innerhalb derſelben, Privatbeamte) unterliegt der Beſchlußnahme 
des Verwaltungsrathes. 

§. 4. Mitglieder des Vereins ſind: 

a. die bei dem Vereine auf den Todesfall verſicherten Pers 

ſonen ($. 3), 

b. die Beſitzer von Antheilſcheinen ($. 31). 

Die Mitgliedſchaft geht durch das Ausſcheiden aus dem 
zur Aufnahme in den Verein berechtigenden Dienſtverhältniſſe 
nicht verloren. 
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§. 5. Oberaufſicht. 

Die Staatsregierung iſt befugt, zur Wahrnehmung ihres 
Oberaufſichtsrechtes für einzelne Fälle oder für die Dauer einen 
Kommiſſarius zu ernennen, welcher insbeſondere berechtigt iſt, 
die Verwaltungs⸗Organe und die Generalverſammlung zuſammen 
zu berufen, an ihren Berathungen ſich zu betheiligen, ſowie 
jederzeit in die Geſchäfts⸗ und Kaſſenverwaltung des Vereins 
Einſicht zu nehmen. 

Abſchuitt II. 
Die Verwaltung. 
Organe des Vereins ſind: 
A. die Generalverſammlung; 
B. der Verwaltungsrath; 
C. die Direktion; | 
D. die Reviſions⸗Kommiſſion. | 

A. Die Generalverſammlung. 

§. 7. Die Genalverſammlungen werden zu Hannover ab- 
gehalten, und zwar: 

a. die ordentlichen alljährlich ſpäteſtens im Monat Juni, 

b. die außerordentlichen innerhalb einer Friſt von acht Wochen, 
nachdem der Staats-Kommiſſarius oder der Verwaltungs⸗ 
rath die Abhaltung für erforderlich erklärt hat, oder ein 
hierauf gerichteter Antrag bei dem Verwaltungsrathe von 
mindeſtens 200 Stimmen angebracht iſt. 
§. 8. Die Berufung der Generalverſammlungen geſchieht 

durch den Verwaltungsrath vermittelſt zweimaliger Bekannt⸗ 
machung durch die im §. 28 bezeichneten Zeitſchriften. Die 
Bekanntmachung erfolgt unter Angabe der Berathungsgegen⸗ 
ſtände, und zwar: 

die erſte mindeſtens vier, 

die zweite mindeſtens zwei Wochen 
vor der zu berufenden Verſammlung. 

§. 9. Zur Theilnahme an der Generalverſammlung find 
berechtigt: 

a. die nach 88. 10 a. und 11 ſtimmberechtigten und ſeit min⸗ 
deſtens einem Jahre verſicherten Mitglieder des Vereins; 

b. die Beſitzer von Antheilſcheinen des Vereins in Höhe von 
mindeſtens 300 M. ($. 10 b.); 

c. der Regierungskommiſſarius und die Mitglieder der Di- 
rektion, jedoch nur mit berathender Stimme, ſofern ſie 
nicht nach §§. 10 und 11 ſtimmberechtigt find. 
§. 10. Zu je einer Stimme berechtigt: 

a. die Verſicherung von 2000 M. auf den Todesfall; 

b. der Beſitz von Antheilſcheinen in Höhe von 300 M. 
Mehr als 5 Stimmen darf Niemand abgeben. 

In Vertretung abgegebene Stimmen (§. 11) werden den 
eigenen Stimmen zugerechnet. 

Minderjährige Mitglieder ſind nicht ſtimmberechtigt. 

§. 11. Die Stimmen können durch Stellvertreter abge: 
geben werden. 

Beſitzer von Antheilſcheinen dürfen nur durch ſolche, und 
ſtimmberechtigte Verſicherte ebenfalls nur durch ſolche vertreten 
werden. Die Vertreter müſſen mit Vollmacht verſehen ſein. 

Antheilſcheininhaber, deren Antheilſcheinbeſitz weniger als 
300 M. ausmacht, ebenſo Mitglieder, welche ſeit mindeſtens 
einem Jahre mit einer weniger als 2000 M. betragenden Ver⸗ 
ſicherungsſumme bei dem Vereine verſichert ſind, können ſich 
derartig in Gruppen vereinigen, daß ihre Antheilſcheine zu⸗ 
ſammen mindeſtens je 300 M., beziehungsweiſe ihre Verſicherungs⸗ 
ſummen zuſammen mindeſtens je 2000 M. betragen und ſie 
einen Vertreter wählen, welcher mit Vollmacht verſehen ſein muß. 


g. 6. 


Die Vollmachten zur Vertretung müſſen von den Man⸗ 
danten ſelbſt vollzogen und die Unterſchriften durch einen zur 
Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Beamten beglaubigt ſein. 

8.12. Die Legitimation der Theilnehmer an der General: 
verſammlung iſt ſpäteſtens am Tage vor der Abhaltung derſelben 
bei der Direktion zu führen. 

§. 13. Die Generalverſammlung 

a. nimmt den Geſchäftsbericht und den Bericht über den re: 
vidirten Rechnungsabſchluß entgegen; 
. ertheilt Decharge; 
„vollzieht die Wahlen für den Verwaltungsrath (§. 16); 
. wählt die Reviſionskommiſſion ($. 24); 
beſchließt über die Aufbringung der etwa erforderlichen 
Nachſchußzahlungen (§. 30); 
f. entſcheidet auf etwaige Beſchwerden über den Verwal⸗ 
tungsrath; 
g. beſchließt über die Ausdehnung der Vereinsthätigkeit (§. 1); 
h. beſchließt über Abänderungen des Reglements ($. 1); 
i. beſchließt über die Anträge auf Aenderung der Statuten 
und auf Auflöſung des Vereins; 
k. beſchließt über alle an die Generalverſammlung gerichteten 

Anträge. 

Anträge für die ordentliche Generalverſammlung müſſen 
bis zum 15. März dem Verwaltungsrathe ſchriftlich zugeſtellt 
ſein. Ueber die Zulaſſung ſpäter eingehender Anträge entſcheidet 
der Verwaltungsrath. Anträge auf Aenderung der Statuten 
müſſen von mindeſtens 50 ſtimmfähigen Mitgliedern unter⸗ 
ſtützt ſein. 

8. 14. 


W = 


Die Generalverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn 


75 Stimmen in derſelben vertreten ſind. Eine wegen Beſchluß⸗ 


unfähigkeit der früheren anberaumte Generalverſammlung unter⸗ 
liegt, ſoweit es ſich um die auf die Tagesordnung der früheren 
geſetzten Gegenſtände handelt, dieſer Beſchränkung nicht. 

Den Vorſitz in der Generalverſammlung führt der Vorſitzende 
des Verwaltungsrathes. 

Er ernennt aus der Mitte der anweſenden Mitglieder zwei 
Stimmzähler. 

Die Beſchlüſſe werden durch abſolute Stimmenmehrheit 
gefaßt; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor— 
ſitzenden. 

Zu Statutenänderungen und zum Beſchluß über die Auf- 
löſung des Vereins iſt die Uebereinſtimmung von zwei Dritt⸗ 
theilen der anweſenden Stimmen erforderlich. Derartige Be: 
ſchlüſſe bedürfen außerdem der landesherrlichen Genehmigung. 

Die Wahlen werden durch Stimmzettel vollzogen, ſofern 
nicht ſämmtliche Theilnehmer an der Generalverſammlung ſich 
über ein anderes Abſtimmungsverfahren vereinigen. 

Ergiebt bei einer Wahl die erſte Abſtimmung keine abſolute 
Stimmenmehrheit, ſo werden diejenigen beiden Perſonen, welche 
die meiſten Stimmen erhalten haben, zur engeren Wahl geſtellt. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos, welches der Vor⸗ 
ſitzende zieht. 

$. 15. Ueber die Beſchlüſſe der Generalverſammlung wird 
eine Verhandlung aufgenommen, welche dieſelben formulirt ent⸗ 
halten muß. 

Die Verhandlung iſt von dem Vorſitzenden und mindeſtens 
von zwei nicht zu dem Verwaltungsrathe und zu den Beamten 
des Vereins gehörigen anweſenden Mitgliedern zu unterſchreiben. 

B. Der Verwaltungsrath. 
§. 16. Der Verwaltungsrath beſteht aus neun Mitgliedern. 
Dieſelben werden auf die Dauer von drei Jahren gewählt. 


13 Preußen: Statut des Preuß. Beamten-Vereins. Vom 7. Septbr. 1875. 
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Alljährlich ſcheiden drei Mitglieder aus. Für die erſten 
beiden Jahre entſcheidet über den Austritt das Loos. 

Die Ausgeſchiedenen ſind wieder wählbar. 

Beamte des Vereins, ſowie Beamte und Agenten anderer, 
gleiche Zwecke verfolgenden Anſtalten können nicht Mitglieder 
des Verwaltungsrathes ſein. 

§. 17. Kommt in außergewöhnlicher Weiſe die Stelle eines 
Mitgliedes des Verwaltungsrathes zur Erledigung, ſo kann die⸗ 
ſelbe vorläufig bis zur nächſten Generalverſammlung von dem 
Verwaltungsrathe wieder beſetzt werden. Dieſe interimiſtiſche 
Beſetzung geſchieht durch Wahl zu Protokoll. 

Das in dieſer Weiſe gewählte Mitglied ſcheidet an dem 
Termine aus, an welchem die Dauer der Funktionen ſeines 
Vorgängers aufgehört haben würde. 

8.18. Die Geſchäftsführung des Verwaltungsrathes wird 
durch ein von dem Gründungs-Komitee zu erlaſſendes, der 
Beſchlußfaſſung der erſten Generalverſammlung zu unterſtellendes 
Regulativ geordnet. 

Der Verwaltungsrath zeichnet: 

„Verwaltungsrath des Preußiſchen 
Beamten = Vereins.” 
(Unterſchrift des Vorſitzenden.) 

Eine Zuſammenberufung des Verwaltungsrathes muß er- 
folgen, wenn drei Mitglieder deſſelben oder die Direktion da⸗ 
rauf antragen. 

$. 19. Der Verwaltungsrath hat: 

a. die Direktoren zu ernennen, in Behinderungsfällen die Ver⸗ 


tretung derſelben zu ordnen und ihre Dienſtſtellung ver⸗ 


tragsmäßig zu regeln; 
b. die Reglements für die Geſchäftsführung der Direktion zu 
erlaſſen und den vorſitzenden Direktor zu beſtimmen; 
e. die von der Direktion zu erlaſſenden Inſtruktionen für die 
Beamten des Vereins zu prüfen und zu beſtätigen; 
d. den Etat der Direktion feſtzuſetzen; 
. auf Beſchwerden über die Direktion zu entſcheiden; 
f. die Tagesordnung für die Generalverſammlung zu be⸗ 
ſtimmen. 
§. 20. Die Mitglieder des Verwaltungsrathes verwalten 
ihr Amt unentgeltlich. 
C. Die Direktion. : 
§. 21. Die Direktion beſteht aus drei vom Verwaltungs⸗ 
rathe ernannten Mitgliedern, unter denen ein zum Richteramte 
befähigter Juriſt und ein Mathematiker ſich befinden muß. 
8.22. Die Direktion führt die laufende Verwaltung, jo 
weit dieſelbe nicht dem Verwaltungsrathe vorbehalten iſt Sie ver- 
tritt den Verein in allen Geſchäften und Rechtsangelegenheiten, 
einſchließlich derjenigen, welche nach den Geſetzen eine Spezial⸗ 
vollmacht erfordern. 
§. 23. Die Unterſchrift der Direktion lautet: 
„Die Direktion des Preußiſchen Beamten⸗Vereins“ 


© 


und muß bei allen den Verein verbindenden Schriftſtücken, als 


Policen 2c., mindeſtens mit den Unterſchriften zweier Direktoren 
verſehen ſein. 
D. Die Reviſions-Kommiſſion. 
§. 24. Die Reviſions⸗Kommiſſion beſteht aus drei Vereins⸗ 


Mitgliedern, welche nebſt drei Stellvertretern alljährlich von der 


ordentlichen Generalverſammlung gewählt werden. 

Mitglieder des Verwaltungsrathes, Beamte des Vereins, 
ſowie Beamte und Agenten anderer, gleiche Zwecke verfolgenden 
Anſtalten können nicht Mitglieder der Reviſions⸗Kommiſſion 
oder Stellvertreter derſelben ſein. 


§. 25. Die Reviſions-Kommiſſion hat die Rechnungsab⸗ 
ſchlüſſe und deren Uebereinſtimmung mit den Geſchäftsbüchern 
und Akten des Vereins zu prüfen und den Bericht über das 
Ergebniß ihrer Prüfung ſpäteſtens bis zum 1. Mai des auf 
den Rechnungsabſchluß folgenden Jahres dem Verwaltungsrathe 
zuzuſtellen. 

Abſchnitt III. 

Legitimation der Organe des Vereins. 

§. 26. Die Legitimation der Organe des Vereins wird 
durch eine Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde beſchafft. 

Abſchnitt IV. 
Verfahren in Streitſachen. 

§. 27. Ueber Streitigkeiten zwiſchen der Direktion und den 
Vereinsmitgliedern entſcheidet der Verwaltungsrath unter Vor⸗ 
behalt des Rechtsweges. 

Die Beſchwerde über Verfügungen der Direktion iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn dieſelbe nicht binnen 6 Monaten nach der In⸗ 
ſinuation beim Verwaltungsrathe eingebracht wird. 

Die Entſcheidung des Verwaltungsrathes iſt nicht mehr 
anfechtbar, wenn binnen derſelben Friſt nach ihrer Inſinuation 
die Klage beim kompetenten Gerichte ($. 2) nicht angeſtellt wird. 

Die Verfügungen und Entſcheidungen gelten als inſinuirt 
mit dem Tage, an welchem dieſelben mittelſt eingeſchriebenen, 
nicht als unbeſtellbar zurückgekommenen Briefes auf die Poſt 
gegeben ſind. 

Abſchnitt V. 
Publikations⸗Organe. a 
§. 28. Die Publikations⸗Organe des Vereins find der 
„Deutſche Reichs- und Preußiſche Staats-Anzeiger“ und die 
„Neue Hannoverſche Zeitung“. 

In denſelben werden die Namen der Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrathes, ſowie der Direktoren und die etwaigen Verän⸗ 
derungen bekannt gemacht, und nach abgehaltener ordentlicher 
Generalverſammlung die Hauptreſultate der Rechnung und die 
Bilanz zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Im Falle des Eingehens eines der vorbezeichneten Blätter 
hat der Verwaltungsrath über den Erſatz durch ein anderes Blatt 
Beſtimmung zu treffen und daſſelbe nicht nur in der nächſten 
Generalverſammlung, ſondern auch in dem noch forterſcheinen⸗ 
den älteren Blatte bekannt zu machen. 

Abſchnitt VI. 
Benutzung, Sicherſtellung und Verwaltung des 
Vereinsvermögens. 

§. 29. Sämmtliche Gelder des Vereins müſſen fo bald 
wie möglich und, ſo weit ſie nicht zur Beſtreitung nothwendiger 
Ausgaben disponibel zu halten ſind, verzinslich angelegt werden. 

Dieſe Belegung iſt nur zuläſſig: 

1) in pupillariſch ſicheren Hypotheken; 

2) in Papieren au porteur, welche vom Deutſchen Reiche oder 
von dem preußiſchen Staate emittirt oder garantirt ſind; 

3) in Pfandbriefen oder Obligationen, welche von den land⸗ 
oder ritterſchaftlichen Kreditinſtituten in Preußen aus: 
gegeben ſind; 

4) in preußiſchen ſtändiſchen oder Kommunal-Obligationen, 
ſowie Rentenbriefen; 

5) in ſolchen deutſchen Eiſenbahn-Prioritäts-Obligationen, 
deren Ankauf der Verwaltungsrath für zuläſſig erklärt; 
6) durch Beleihen der zu 2 bis 5 gedachten Papiere, jedoch 

höchſtens auf die Dauer von 3 Monaten und mit einem 

Abſchlage von 10%, des Kourswerthes, und unter der 

Bedingung, daß, wenn der Kourswerth ſich verringert, der 


15 Sachſen: Wahlfähigkeitsprüfung in der Muſik. Verordn. v. 7. Febr. 1876. 
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in vorſtehender Weiſe nicht gedeckte Theil des Darlehns 
auf Verlangen der Direktion ſpäteſtens binnen 3 Tagen 
zurückgezahlt, oder in gleicher Friſt das Unterpfand ſoweit 
verſtärkt werden muß, als erforderlich iſt, um das Dar: 
lehn in Gemäßheit dieſer Vorſchriften zu ſichern. 
Außerdem muß für den Fall, daß dies nicht geſchieht, 
oder die Rückzahlung zur beſtimmten Zeit nicht erfolgt, 
der Direktion das Recht eingeräumt werden, das Pfand 
außergerichtlich durch einen vereideten Makler an der Ber⸗ 
liner Börſe verkaufen zu laſſen und ſich aus dem Erlöſe 
bezahlt zu machen, ſowie 
7) durch Beleihung der Policen. 

Der Ankauf von Grundſtücken iſt nur ſoweit zuläſſig, als 
es ſich um Beſchaffung von Geſchäftslokalen oder um Deckung 
einer Forderung handelt. 

Abſchnitt VII. 
Sicherheitsfonds und Haftpflicht. 

§. 30. Aus einem Theile der jährlichen Ueberſchüſſe ($. 33) 
wird ein Sicherheitsfonds gebildet, der beſtimmt iſt, die Ver⸗ 
bindlichkeiten des Vereins zu decken, falls die regelmäßigen 
Jahreseinnahmen dazu nicht ausreichen. 

Iſt der Sicherheitsfonds erſchöpft, ſo wird auf den Ga⸗ 
rantiefonds ($. 31) zurückgegriffen und erſt wenn auch dieſer 
nicht ausreicht oder bereits getilgt iſt, wird ein Prämiennach⸗ 
ſchuß der Verſicherten nach Verhältniß der Jahresprämie erhoben. 

Perſonen, deren Verſicherungsvertrag nach Maßgabe der 
in dem Reglement ($. 1) zu treffenden Beſtimmungen aufgehoben 
wird, bleiben zur Nachzahlung der Prämie und des Prämien⸗ 
nachſchuſſes noch für das laufende Rechnungsjahr (Austritts⸗ 
jahr) verhaftet. 

Das in der Kapitalverſicherungs-⸗Abtheilung angeſammelte 
Kapital haftet nur für die Verbindlichkeiten dieſer Abtheilung. 

(Schluß folgt.) 


Königreich Sachſen. 
Verordnung, eine Abänderung der Beſtimmungen über die Wahl- | 
fähigkeitsprüfung in der Muſik, welche in der Prüfungsordnung 
für Lehrer und Lehrerinnen an Volksſchulen vom 8. Oktober 1874 
enthalten ſind, betreffend. Vom 7. Februar 1876. 

Das Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unterrichtes 
hat bezüglich der in §. 22, Abi. 3 und in §. 23, Abſ. 3 der 
Prüfungsordnung vom 8. Oktober 1874 (Deutſche Schulgeſetz⸗ 
Samml., Jahrg. 1875 Nr. 6 und ff.) enthaltenen Beſtimmungen 
über die behufs Erlangung der Befähigung zur ſpäteren Bewerbung 
um ein Kirchſchulamt abzulegenden muſikaliſchen Prüfungen der 
Schulamts⸗ Kandidaten nach vorheriger Vernehmung mit dem 
evangeliſch-lutheriſchen Landeskonſiſtorium die nachfolgenden 
Nachtrags⸗, beziehentlich Abänderungs-Beſtimmungen getroffen 
und bringt dieſelben hierdurch mit dem Verordnen zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß, daß die betreffenden Prüfungs-Kommſſionen 
den darin enthaltenen Vorſchriften von jetzt an in allen Punk⸗ 
ten nachzugehen haben. 4 

I. Zu S. 22 der Prüfungsordnung vom 8. Oktober 1874 
tritt als Ergänzung folgende Beſtimmung hinzu: 

Diejenigen, welche bei dieſer Prüfung wenigſtens die 4. 

Zenſur in den muſikaliſchen Fächern erlangt haben, ſind 

dadurch der Verpflichtung, bei der Wahlfähigkeitsprüfung 

(§. 23 der Prüfungs⸗Ordnung) einer abermaligen Prüfung | 

in der Muſik ſich zu unterwerfen, enthoben. 


II. Abſ. 3 des §. 23 der angezogenen Prüfungsordnung 
kommt in Wegfall und tritt an deſſen Stelle die folgende Be⸗ 
ſtimmung: 

Diejenigen, welche die Wahlfähigkeit für ein Kirchſchul⸗ 
amt erwerben wollen, haben ſich, wenn ſie bei der Schul⸗ 
amts⸗Kandidatenprüfung vor einer ſächſiſchen Prüfungs⸗ 
Kommiſſion in den mufttaligen Fächern nicht mindeſtens 
die 4. Zenſur erlangt haben, auch hier der Prüfung in 
allen Zweigen des Seminar-Muſikunterrichtes (§. 22, Abſ. 3) 
zu unterwerfen. 

Dresden, am 7. Februar 1876. 

Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unterrichtes. 


Dr. v. Gerber. 
Fiedler. 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Central-⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 

enthält in Nr. 51: Amtliches. Leitartikel: Die Schulgeſetzgebung in 
Preußen. Parentes videant ne quid juventus detrimenti capiat. Korres⸗ 
pondenzen: Berlin (Verhandlungen im Reichstage über das Schulweſen in 
Elſaß Lothringen. Ueber das Unterrichtsgeſetz. Schulpflicht der Kinder. Mi⸗ 
litärpflicht der Volksſchullehrer. Religionsunterricht durch Lehrer. Gehaltsab- 
ugsverfahren. Anleitung zur richtigen Adreſſirung von Briefen und anderen 
oſtſendungen. Unfrankirte Poſtſendungen öffentlicher Lehrer. Perſonalien); 
Steinau a. O. (Vom Seminar. Städt, Schulweſen); Vom Niederrhein (Denk⸗ 
mäler. Prüfungen. Kreisſchulinſpektor Haacke. 5 New⸗ 
York (Eine deutſch⸗amerikaniſche Akademie). Berliner Nachrichten: Ge- 
dächtnißfeier im Geſelligen Lehrerverein. Vortrag von Dr. Hippauf über die 
Schulbank. Gymnaſtum für die weibliche Jugend. Lotterie zum Beſten des 
Hilfsfonds der Allg. d. Penſionsanſtalt. Verein für höhere Töchterſchulen. 
Vermiſchtes: Nordhauſen. Die Lehrerverſammlung in Mühlhauſen. Augs- 
burg. Für den Weihnachtstiſch. Erklärung gegen das Organ des fogen. deut⸗ 
ſchen Lehrervereins. An Verleger und Verfaſſer von Volks- u. Jugendſchriften. 
Batante Lehrerſtellen. Anzeigen. 

In Nr. 52: Amtliches. Leitartikel: Die Volksſchullehrer und die 
politiſchen Parteien der Gegenwart. Korrespondenzen: Berlin (Kreisſchul⸗ 
inſpektoren. Erkenntniß in Betreff des Unterrichtes in weibl. Handarbeiten. 
Berechtigungen. Stellvertretung des Direktors. Vollziehung der Prügelſtrafe. 
Erkenntuiß, die Beleidigung eines Lehrers betreffend. Schulzimmer. Legebücher 
Seminarien. Perſonalien); Stettin (Mittelſchullehrerprüfung); Magdeburg 
(Aufhebung von verſchiedenen Abgaben für Schulen und für Wittwenkaſſen der 
Lehrer); Aus Oſtfriesland (Lehrer-Petition); Aus dem Rgb. Düſſeldorf (Roh⸗ 
heit und ihre Sühne); Darmſtadt (Geſetzeutwurf, betr. den Schutz der kleinen 
Kinder); Bremen (Aufhebung der Freiſchulen). Berliner Nachrichten: 
Anlage beſonderer Räume in den Schulhäuſern zur Reinigung unſauberer Kin⸗ 
der. Die Schuluhr. Vermiſchtes: Ungarn. Aus einer Mädchenſchule in 
Fürth. Todtenſchau: Dr. Witzſchel, Dr. Vollmer, Dr. Köchly, Dr. Rühle, 
Luiſe Henſel. Quittung. Vakante Lehrerſtellen. Anzeigen. — Die 
Beilage (Organ des Vereins deutſcher Lehrerinnen und Erzieherinnen) enthült: 
Bericht über die Verſammlung des Vereins am 5. Dez. 1876 im Rathhaufe. 
Nachruf für Frl. Marie Simon. Ueber die Cornelius'ſchen Kartons in der 
National⸗Gallerie zur Berlin. Ueber italieniſche Kunſtſchätze. 1. Verona, Pa⸗ 
dua, Bologna, Ravenna. 
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0, 
Uiustrirto Ausgabe, a 
kann allen Kranken mit Recht W 
als ein vortreffliches populair-medi- 
zinisches Werk empfohlen werden. — 
Vorräthig in allen Buchhandlungen, 
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Dieſer Nummer ijt eine Beilage vom Hrn. Pro⸗ 
feſſor Dr. Hertzer in Berlin, betreffend die Zeitſchrift 
des Vereins deutſcher Zeichenlehrer beigefügt, welche 
wir der Beachtung empfehlen. 


Beſtellungen 
auf die „Deutſche Schulzeitung“ wie auf die „Deutſche 
Schulgeſetz⸗Sammlung“ werden noch bei allen Buch⸗ 
handlungen und Poſtanſtalten angenommen und die erſchie⸗ 
nenen Nummern reſp. Quartale auf Verlangen nachgeliefert. 


Für die Redaktion verantwortlich: Fr. Eduard Keller. — Kommiſſions⸗Verlag von Robert Oppenheim in Berlin W. Karlsbad ö. 
Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 
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